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Ergänzungsblätter zum Buch

Tiroler Stadt- und Ortsbildschutzgesetz 2021
2. Auflage

Die Änderungen sind unterlegt

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen:
LGBl. Nr. 73/2024 (Art. 5 Erstes Tiroler Erneuerbaren Ausbaugesetz; RV 527/2024)

§ 5 Abs. 1 lit. c Z 4 hat zu lauten:
4. die Anbringung von Solarenergieanlagen sowie von Anlagen zur Küh-

lung oder Wärmegewinnung,

§ 5 Abs. 2 bis Abs. 4 wurden angefügt:
(2) Die Frist nach § 52a Abs. 5 Tiroler Bauordnung 2022, LGBl. Nr. 44/2022, in

der jeweils geltenden Fassung gilt nicht für die Anbringung von Solarenergieanla-
gen an charakteristischen Gebäuden.

(3) Die Behörde hat über Vorhaben zur Anbringung von Solarenergieanlagen
mit einer Engpassleistung von maximal 11 kW spätestens innerhalb von einem
Monat nach dem Einlangen des vollständigen Bauansuchens zu entscheiden.
Ergeht innerhalb dieser Frist keine Entscheidung der Behörde, so gilt die Geneh-
migung als erteilt, sofern die Kapazität der Solarenergieanlage die bestehende
Kapazität des Anschlusses an das Verteilernetz nicht übersteigt.

(4) § 52a Abs. 2 und 6 Tiroler Bauordnung 2022 sowie § 9a des Tiroler Elektrizi-
tätsgesetzes 2012, LGBL. Nr. 134/2011, in der jeweils geltenden Fassung, sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 7 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
c) für eine andere bauliche Maßnahme (§ 5 Abs. 1 lit. c), wenn die prägende

Wirkung des Gebäudes auf das Stadt- oder Ortsbild erhalten bleibt; für ei-
nen Antennentragmast, eine sonstige Außenantennenanlage oder eine Pa-
rabolantenne nach § 5 Abs. 1 lit. c Z 1 und Solarenergieanlagen nach § 5
Abs. 1 lit. c Z 4 überdies dann, wenn die prägende Wirkung des Gebäudes
im Wesentlichen erhalten bleibt und die Anbringung der Anlage an einer
anderen, diese Wirkung weniger beeinträchtigenden Stelle oder auf eine
andere, diese Wirkung weniger beeinträchtigende Weise rechtlich oder
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist.

§ 17 Abs. 1 lit. d Z 4 hat zu lauten:
4. die Anbringung von Solarenergieanlagen sowie von Anlagen zur Küh-

lung oder Wärmegewinnung,



Ergänzungsblätter

2

§ 17 Abs. 1 lit. f hat zu lauten:
f) die Errichtung, die Aufstellung und die wesentliche Änderung von frei ste-

henden Werbeeinrichtungen mit Ausnahme von Anlagen im Sinn des § 56
Abs. 2 der Tiroler Bauordnung 2022,

§ 19 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Die Bewilligung zur Anbringung und wesentlichen Änderung von Antennen-

tragmasten und sonstigen Außenantennenanlagen und Parabolantennen nach
§ 17 Abs. 1 lit. d Z 1, die Anbringung von Solarenergieanlagen nach § 17 Abs. 1 lit.
d Z 4 sowie zur Errichtung, Aufstellung und wesentlichen Änderung von frei ste-
henden Antennentragmasten und sonstigen Außenantennenanlagen und Parabo-
lantennen nach § 17 Abs. 1 lit. g ist zu erteilen, wenn die Anlage das charakteristi-
sche Gepräge des geschützten Stadt- oder Ortsteiles bzw. der geschützten Ge-
bäudegruppe nicht beeinträchtigt. Im Fall von Antennentragmasten, sonstigen
Außenantennenanlagen und Parabolantennen sowie Solarenergieanlagen an cha-
rakteristischen Gebäuden muss überdies die prägende Wirkung des Gebäudes auf
das Stadt- oder Ortsbild erhalten bleiben. Die Bewilligung ist jedoch auch zu ertei-
len, wenn diese Interessen im Wesentlichen gewahrt werden und die Errichtung,
Aufstellung oder Anbringung der Anlage an einer anderen, diese Interessen weni-
ger beeinträchtigenden Stelle oder auf eine andere, diese Interessen weniger be-
einträchtigende Weise rechtlich oder technisch nicht möglich oder wirtschaftlich
nicht vertretbar ist.

§ 22 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Im Antrag sind die Art, die Lage und der Umfang des Vorhabens anzuge-

ben. Dem Antrag sind weiters die zur Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens
nach diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen, wie Pläne, Skizzen und Beschrei-
bungen bei physischer Einbringung in zweifacher Ausfertigung, sowie die Darstel-
lung des Vorhabens, der umgebenden Gebäude und gegebenenfalls der umge-
benden Kulturlandschaft anzuschließen. Die Unterlagen müssen von einer dazu
befugten Person oder Stelle verfasst sein und sind von ihrem Verfasser zu unter-
fertigen.

§ 22 Abs. 5 hat zu lauten:
(5) Werden allfällige von der Behörde nach Abs. 3 verlangte physische Ausfer-

tigungen nicht fristgerecht übermittelt und kann das Verfahren aus diesem Grund
nicht fortgesetzt oder beendet werden, so kann die Behörde den Antrag in jeder
Lage des Verfahrens zurückweisen.

§ 23a hat zu lauten:

§ 23a
Sonderbestimmungen im Rahmen der Umsetzung von Unionsrecht

(1) Die Frist nach § 52a Abs. 5 Tiroler Bauordnung 2022 gilt nicht für die An-
bringung von Solarenergieanlagen in Schutzzonen und Ensembleschutzzonen
nach § 17 Abs. 1 lit. d Z 4.

(2) Die Behörde hat über Vorhaben zur Anbringung von Solarenergieanlagen
mit einer Engpassleistung von maximal 11 kW innerhalb eines Monats nach dem
Einlangen des vollständigen Bauansuchens zu entscheiden. Ergeht innerhalb
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dieser Frist keine Entscheidung der Behörde, so gilt die Genehmigung als erteilt,
sofern die Kapazität der Solarenergieanlage die bestehende Kapazität des An-
schlusses an das Verteilernetz nicht übersteigt.

(3) § 52a Abs. 2 und 6 Tiroler Bauordnung 2022 sowie § 9a des Tiroler Elektrizi-
tätsgesetzes 2012 sind sinngemäß anzuwenden.

§ 38 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Das Land Tirol kann finanzschwachen Gemeinden, insbesondere jenen mit

einem größeren Bestand an förderungswürdigen Altgebäuden, nach Maßgabe der
im jeweiligen Landesvoranschlag für Förderungen nach diesem Gesetz vorgese-
henen Mittel bis zu 80 v. H. der Kosten im Sinn des Abs. 2 ersetzen.

§ 47 Abs. 2 hat zu lauten und Abs. 3 wurde aufgehoben:
(2) Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen

Parlaments und des Rates zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerba-
ren Quellen, ABl. 2018 Nr. L 328, S. 82, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU)
2023/2413, ABl. L, 2023/2413, 31.10.2023 umgesetzt.


